
Neuer § 612a BGB geplant - Anhörung in der Ausschusssitzung am 04.06.2008 
Sehr geehrte Frau Höfken, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
  
über das Büro von Herrn Willi Zylajew, MdB und pflegepolitischer Sprecher der Union im Deutschen 
Bundestag, haben wir nähere Hinweise zur Ausschusssitzung am 04.06.2008 bekommen. Es geht in der 
Sitzung u.a. um einen neuen § 612a BGB. Zum Thema wird es eine Anhörung geben.  
  
Dazu teile ich Ihnen in meiner Eigenschaft als 2. Vorsitzender des Pflege-Selbsthilfeverbandes e.V. (Pflege-
SHV) in Kürze mit:  
  
Wir haben seit Gründung des Pflege-SHV im Oktober 2005 u.a. an einem Gütesiegelverfahren für Heime 
("Sterne") gearbeitet (Federführung bei der 1. Vorsitzenden des Pflege-SHV, Frau Adelheid von 
Stösser) und bieten seit einigen Tagen ein Bewertungssystem an, das unabhängig von den vorhandenen 
Prüfinstitutionen (Heimaufsicht und MDK) allein auf die Ergebnisqualität abstellt. Mehrere Prüfungen sind 
inzwischen durchgeführt worden; die erste "Auszeichnung menschenwürdige Pflege" konnte bereits vergeben 
werden. Weitere Vergabetermine stehen bereits fest.  Im Zusammenhang mit diesem Gütesiegelverfahren wollen 
wir u.a. auch die Heimträger verpflichten, ein für die MitarbeiterInnen nachteilfreies Beschwerdemanagement 
zu unterhalten. Weiter wird die "Charta der Rechte hilfe- und pflegebedürftiger Menschen" zwingender 
Bestandteil des Verfahrens (= ohne ausreichendes Beschwerdemanagement und ohne Chartaanerkennung keine 
Auszeichnung!). 
  
Unabhängig von diesem per Gütesiegelverfahren abgesprochenen Beschwerdemanagement haben wir das 
Bundesgesundheitsministerium (BMG) wiederholt angeschrieben und eine Initiative angeregt, die auf die 
Schaffung einer arbeitsrechtlichen Norm abzielt, die ähnlich dem § 17 Arbeitsschutzgesetz nachteilsfreie 
Anregungen, Beschwerden usw. ermöglichen soll. Die diesbezüglichen Briefe vom 9.1.2007 und 23.11.2007 
habe ich als Dateien beigefügt. Zu dem letztgenannten Schreiben liegt hier eine Eingangsbestätigung des 
BMG (per E-Mail) vom 26.11.2007 vor. Ansonsten haben wir in der Angelegenheit keine Rückmeldung 
erhalten. Wir befürchten daher, dass die Zuschriften nicht die Aufmerksamkeit gefunden haben, die sie unserer 
Meinung nach verdienen. 
  
Wir begrüßen es nun sehr, dass dem Deutschen Bundestag eine Initiative vorliegt, die uns geeignet erscheint, 
Missstände in den Pflegeeinrichtungen seitens des Pflegepersonals deutlicher zu benennen und ggf. an die 
zuständigen Behörden (Heimaufsicht, MDK) heranzutragen. Das war bisher kaum möglich, weil Pflegekräfte bei 
solchen Aktionen schnell in der Arbeitslosigkeit landeten. Die jetzt vorgesehene neue Regelung in § 612a 
BGB würde ein Aufgreifen von Missständen erleichtern und helfen, in allen Pflegeeinrichtungen 
menschenwürdige Pflegebedingungen zu gewährleisten. 
  
Wir bedauern sehr, dass wir - trotz unserer an das BMG gerichteten Anträge - nicht weiter beteiligt worden und 
auch nicht zur Anhörung am 4.6.2008 eingeladen worden sind. Es wäre ein fatales Ergebnis, wenn es nur zu 
einer "Meldeberechtigung" für Gammelfleischkonflikte käme und die die hilfe- und pflegebedürftigen Menschen 
betreffenden Missstände ausgeklammert blieben. 
  
Wir bitten dringend, bei der weiteren Behandlung der Angelegenheit beteiligt zu werden und wären 
zunächst für die Übersendung eines Protokolls über die Anhörung am 4.6.2008 dankbar. 
  
Wir fürchten, dass die Arbeitgeberseite der neuen Regelung widersprechen wird. Wir sehen aber dringenden 
Handlungsbedarf und können im Zweifel auch nicht erkennen, dass hier betriebs- und eigentumsrechtliche 
Gegebenheiten einem neuen § 612a BGB entgegen stehen könnten. Was die Pflege angeht, muss es darum 
gehen, rechtswidrige oder sogar menschenunwürdige Versorgungssituationen in den Pflegeeinrichtungen 
zu vermeiden bzw. zu unterbinden. 
  
Für Ihre Bemühungen vielen Dank. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
Werner Schell 
Dozent für Pflegerecht und 2. Vorsitzender des Pflege-Selbsthilfeverbandes e.V. 
Harffer Str. 59, 41469 Neuss  



http://www.wernerschell.de (Institut für Pflegerecht und Gesundheitswesen) 
http://www.pflege-shv.de (Pflege-Selbsthilfeverband e.V. - Unabhängige und gemeinnützige Initiative für 
menschenwürdige Pflege) 
http://www.heimauszeichnung.de ("Sterne für Heime") 
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Pflege-Selbsthilfeverband e.V. 

Initiative für menschenwürdige Pflege 

Pflege-SHV                

Adelheid von Stösser , 1.Vorsitzende 
Am Ginsterhahn 16  - D-53562 St.Katharinen  
Tel: 02644-3686 - Fax: 02644-80440 
info@pflege-shv.de  www.pflege-shv.de   

 
  
Bundesgesundheitsministerium 
z.Hd. Frau Ministerin Ulla Schmidt  
Friedrichstraße 108 
10117 Berlin (Mitte)          09.01.2007  
 
 
Umgang mit Rechtsverletzungen in der Pflege 
Konkret: Unserer Kritik am Forum des KDA vom 06.12.2006 
              Antwortschreiben des Herrn Wobbe  vom 22.12.2006 – 43 164-1/566   
  
 
Sehr geehrte Frau Ministerin, 
sehr geehrter Herr Wobbe,  
 
ich danke für die Darlegung Ihrer Entscheidungskriterien für die Förderung des strittigen 
KDA Projektes.   Es ist unbestritten, dass Internetforen gegenseitiges Lernen unterstüt-
zen und die Möglichkeit bieten, Erfahrungen und Wissen auszutauschen. Solange es In-
ternet gibt, haben Pflegende die Möglichkeit sich in diversen Foren anonym oder nament-
lich über alle Fragen und Erlebnisse auszutauschen, die sie bewegen.  Eine kaum noch zu 
überblickende Fülle zigtausender Foreneinträgen finden Sie alleine auf diesen Seiten:  
 
http://www.pflegeboard.de/forum/ 
http://www.wernerschell.de/forum/neu/  
http://www.altenpflege.de/forum/index.php?tage=2  
http://forum.pflegenetz.net/  
http://www.modernealtenpflege.de/Forum/forum.html  
http://www.das-pflegeforum.net/modules.php?name=Forums 
http://www.pqsg.de/forum-pqsg/index.php    
 
Bedenkt man, dass all diese Foren von Fachleuten oder Institutionen, ohne finanzielle  
Förderung von Außen, eingerichtet wurden und meist ehrenamtlich betrieben werden, ist 
die Fördersumme von 570.00 Euro in keiner Weise  nachvollziehbar. Bei 5.000 Euro hätte 
vermutlich niemand aufbegehrt wenn nun auch das KDA ein Forum für Pflegekräfte ein-
richtet.      
 
Offenbar hatten und haben die in Ihrem Ministerium  für diese Entscheidung Verantwort-
lichen keinerlei Überblick über den vielfältigen  Austausch von Erfahrungsberichten und 
Lerninhalten im Internet. Sie brauchen doch nur ein X beliebiges Stichwort unter Google 
einzugeben.  Fachzeitschriften und Verlage beklagen kontinuierliche Abo Rückgänge oder 
bleiben auf ihren Büchern sitzen, weil sich die heranwachsende Generation der Pflegen-
den  zunehmend  über das Internet bedient.  
Aus dem Antwortschreiben des Herrn Wobbe, lese ich nicht die Spur einer   Ahnung da-
von, was die Pflegenden beschäftigt, worüber sie sich aufregen, wie sie sich gegenseitig 
beraten und informieren.  Mit Sicherheit haben die Verantwortlichen keines der beste-
henden Foren zuvor besucht, denn dann hätte sie erkannt, dass es keinen Bedarf an wei-
teren Austauschbörsen dieser Art gibt.  Wer aus erster Hand erfahren will, wo den Pfle-
genden der Schuh drückt, muss sich nur einpaar Stunden Zeit nehmen und in den Foren 
blättern.  
 
Wenn es der professionellen Pflege an etwas nicht mangelt, so sind das  indirek-
te/verdeckte Beschwerdestellen.  Vom ersten Tag der Pflegeausbildung  lernen die Schü-
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lerInnen, dass sie gut daran tun, ihre Ausbildungsstätte, Vorgesetzte und Kollegen nicht 
zu kritisieren. Wer sich keine schlechte Beurteilung oder gar Kündigung einhandeln will, 
lernt frühzeitig sich den Bedingungen anzupassen und gute Mine zu bösem Spiel zu ma-
chen.  So war das auch in dem Krankenhaus, in dem ich vor 25 Jahren für die Aus- und 
Fortbildung  zuständig war. Nach jedem Praxiseinsatz brannten die meisten Schüler dar-
auf, endlich einmal ihre Erfahrungen auf sicherem Boden (Klassenraum) aussprechen zu 
können.  Einzelne Stationen/Schwestern kamen dabei meistens besonders schlecht weg.  
So wichtig diese "Entlastung" auf der einen Seite war, die betreffenden Personen haben 
daraus nichts lernen können, weil diese nicht einmal wussten, was die Schüler zu be-
mängeln hatten.  Wir konnten uns das anhören und vielleicht einpaar tröstende Worte 
finden. Ich fand diese Art höchst unbefriedigend, zumal es kaum vermeidbar war, dass 
einzelne Personen oder Stationen in so ein schlechtes Licht "hineingeredet" (vorverur-
teilt) wurden, dass kein Schüler mehr dort hin wollte.    Also haben ich bei  einer Stati-
onsleitungsbesprechung die Situation geschildert und die Anwesenden gefragt, was ihnen 
lieber sei: Dass sich die Schüler hinter ihrem Rücken bei uns über sie  beklagen oder 
dass sie direkt angesprochen werden und vom Schüler selbst erfahren, womit dieser ein 
Problem hat?  Im Einverständnis aller haben wir daraufhin ein offenes Beurteilungsver-
fahren eingeführt und mit den Schülern in Rollenspielen etc. trainiert, Kritik direkt an Ort 
und Stelle so anzubringen, dass diese angenommen werden kann.  Tatsächlich hat alleine 
diese Regelung mehr zur Schaffung eines guten Lern- und Arbeitsklimas beigetragen, als 
alle Fortbildungsbemühungen es vermochten.   
 
Bezogen auf die Belastungssituationen denen Pflegekräfte häufig ausgesetzt sind, erfüllen 
Foren  bestenfalls die Funktion einer Entlastung im Sinne von: "geteiltes Leid ist halbes 
Leid". Wirklich geholfen werden kann damit niemandem.  Denn wenn z.B. eine Pflege-
kraft klagt, wegen ständigem Personalmangel nur eine minimale Grundversorgung sicher 
stellen zu können, dann ändert sich an der Personalbesetzung nichts, solange der Arbeit-
geber nicht zur Rechenschaft gezogen wird.  Stattdessen plädieren wir als Verband dafür, 
dass Fachkräfte ihre Rechte kennen und offensiv dafür eintreten, dass Patien-
ten/Bewohner die ihnen zustehende  Pflege und Betreuung bekommen.    
 
Wir treten dafür ein, dass Heimbetreiber im Umgang mit Schutzbefohlenen und Mitarbei-
tern elementare Menschenrechte beachten.  Bei den Anzeigen die uns  erreichen, handelt 
es sich zumeist um grobe Verletzungen der Menschenwürde.  Wir hören uns diese nicht 
nur an und drücken unser Bedauern darüber aus, sondern suchen jeweils Mittel und We-
ge an die Verantwortlichen heranzukommen und zugleich die Personen vor Sanktionen zu 
schützen, die Anzeige erstattet haben.  Einpaar Beispiele aus jüngster Vergangenheit 
füge ich hier bei, in der Hoffnung, dass Sie vielleicht doch noch zu der Einsicht gelangen,  
offensives Eintreten für die Wahrung der Menschenrechte fördern zu müssen, statt eine   
Kultur des Jammerns zu unterstützen. Auch wenn dies sicherlich nicht in der Absicht der 
Verantwortlichen im BMG  lag,  so wird auf diese Weise Denunziantentum gefördert, 
während die tatsächlichen Probleme weiterhin schöngeredet und verdrängt werden.     
 
Uns würde interessieren, was  BMG und KDA unter "Fehlern" und "kritischen Ereignissen" 
im Pflegebereich verstehen.  In welche Kategorie würden Sie z.B. die hier beigefügten 
anonymisierten Anzeigen von Tatbeständen  einordnen?  Und wie müsste man Ihrer Mei-
nung nach  auf solche Meldungen "Hilferufe" reagieren?   
Vielfach handelt es sich um  grobe Gewalt und  Menschenrechtsverletzungen gegenüber 
Schutzbefohlenen, die uns gemeldet werden. Von einem "Fehler" kann man vielleicht 
sprechen, wenn jemand irrtümlich ein Medikament verwechselt hat, ohne den Patien-
ten/Bewohner damit erkennbar zu schädigen. Tatsächlich handelt es sich dabei um Fahr-
lässigkeit. Wird daraus ein Schadensfall, kann sich die Pflegekraft nicht damit entschuldi-
gen, einen Fehler begannen zu haben, denn sie ist verpflichtet sorgfältig darauf zu ach-
ten, dass das eben nicht passiert. Wenn  beschwichtigend von Fehlern oder kritischen 
Ereignissen in der Pflege gesprochen wird, soll das wohl davon ablenken, dass es sich 
häufig um handfeste  Straftatbestände/Menschenrechtsverletzungen handelt, die anonym 
zur Anzeige gebracht werden und nicht um harmlose Beschwerden über Schönheitsfehler 
und  verzeihliche Unzulänglichkeiten.     Wer von Misshandlungen und Gewalt gegen an-
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dere erfährt, ist nach unserem Verständnis und bundesdeutschem Wertesystem aufge-
fordert zu handeln, sonst macht er sich mit schuldig.  Anonyme Hinweise auf Straftatbe-
stände sind nur dann hilfreich, wenn sie bei der Polizei oder Staatsanwaltschaft eingehen.   
 
Sie rechtfertigen diese Investition mit den angeblich "hervorragenden"  Erfahrungen bei 
einem vergleichbaren Projekt für Hausärzte in Frankfurt.  Dabei wird offenbar übersehen, 
dass sich Probleme im hausärztlichen Bereich   nicht mit denen im Pflegebereich gleich-
setzen lassen. Schon deshalb nicht, weil Hausärzte meistens ihre eigenen Herrn im eige-
nen Unternehmen sind. Hingegen sind die Pflegekräfte, die das KDA mit dem Forum ü-
berwiegend anspricht, keine Entscheidungsträger, sondern  Angestellte mit  wenig Ein-
fluss auf die Betriebsstrukturen. Diese können lediglich neidvoll zur Kenntnis nehmen, 
wenn KollegInnen  "Gute Beispiele" beschreiben; man kann diese beglückwünschen, weil 
sie einen fähigeren Chef haben, der gute Ideen von Mitarbeitern aufgreift und nicht in 
erster Linie daran interessiert ist, die Personalkosten so niedrig wie irgend möglich zu 
halten.    
 
Sehr geehrte Frau Ministerin, ich habe volles Verständnis dafür, dass Sie sich  nicht um 
alles persönlich kümmern können und bewundere Ihr Standvermögen und die Durchset-
zungskraft bei dem harten Ringen in Sachen Gesundheitsreform. Dennoch muss erwartet 
werden können, dass die Mitarbeiter Ihres Ministerium, die über ein Projekt wie das hier 
diskutierte zu entscheiden hatten, wenigstens die Verhältnismäßigkeit der Mittel prüfen. 
 
Wir sind der Auffassung, dass vorrangig Voraussetzungen geschaffen werden müssen, 
die Pflegekräfte in die Lage zu versetzen, offen mit  Rechtsverletzungen im Arbeitsbe-
reich umzugehen und ggf. auch behördliche Instanzen zu informieren.    Auch angesichts 
der widersprüchlichen Rechtsprechung halten wir es für dringend geboten, eine dem § 17 
Arbeitsschutzgesetz ähnliche Gesetzesvorschrift zu schaffen, die es den Pflegekräften 
ohne arbeitsrechtliche Nachteile (Kündigung usw.) ermöglicht, mit betrieblichen Be-
schwerden offen umzugehen. Dies ist in den 70er Jahren von einer Arbeitsrechtskommis-
sion bereits einmal diskutiert worden,   wurde dann aber aus mir unbekannten Gründen 
nicht weiter verfolgt. – Wir bitten darum, genau diesen Aspekt neu aufzugreifen 
und eine entsprechende Gesetzesinitiative zu ergreifen.   
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Gez. 
 
(Adelheid von Stösser, 1. Vorsitzende) 
 
 
Anlagen:  
 
Anonymisierte Beispiele für die Art und Weise, wie wir derzeit versuchen auf "Hilferufe" 
zu reagieren.  
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